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Pressemitteilung 

Aktuelle forsa-Umfrage der Initiative Minderheitsaktionäre zu Rente, Aktien 

und Finanzbildung 

 

Fünfte repräsentative Umfrage „Altersvorsorge und Aktien“: Große Mehrheit der Befragten macht 
sich weiterhin Sorgen um die gesetzliche Rente und befürwortet die Einführung einer zusätzlich 
kapitalgedeckten Finanzierung der Rentenversicherung. Die öffentlich bekanntgewordenen 
Vorschläge zur Reformierung des Rentensystems beurteilen die Befragten differenziert.  
 

• Die fünfte Auflage der repräsentativen Umfrage der Initiative Minderheitsaktionäre zeigt, dass 
auch im Jahr 2025 erneut eine große Mehrheit der Befragten davon ausgeht, dass das 
gesetzliche Rentenniveau perspektivisch absinken und es zu einer Versorgungslücke bei der 
gesetzlichen Rente kommen wird. 

• Mehr als die Hälfte der Befragten sorgt bereits zusätzlich vor, um die Versorgungslücke zu 
schließen. Rund ein Viertel erkennt diese zwar, hat jedoch noch nichts unternommen. Rund 
jeder Zehnte erwartet keine Versorgungslücke. 

• Die von den Befragten am häufigsten genutzten Instrumente zur privaten Altersvorsorge sind 
nach wie vor Versicherungsprodukte und Betriebsrenten. An zweiter und dritter Stelle folgen 
Immobilien und ETFs. Rund jeweils mehr als ein Viertel investiert bereits in Aktienfonds und 
Aktien.  

• Eine deutliche Mehrheit befürwortet die Einführung einer zusätzlich kapitalgedeckten 
Finanzierung der Rentenversicherung. Die Befragten sind positiv gegenüber einer „Frühstart-
Rente“ sowie dem Altersvorsorgedepot eingestellt.  

• Die Initiative Minderheitsaktionäre sieht weiterhin große Defizite in der Aktienkultur in 
Deutschland und fordert die Politik auf, das Rentensystem grundlegend zu reformieren und 
kapitalgedeckte Komponenten einzuführen. 

 

Die Initiative Minderheitsaktionäre, die sich für eine Stärkung der Rechte von Anlegern in Deutschland 
einsetzt, hat mit Unterstützung des Verbandes Der Mittelstand BVMW e.V. sowie in Zusammenarbeit 
mit der forsa Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen mbH erneut eine repräsentative 
Umfrage zur Zukunft der gesetzlichen Rente in Deutschland zum Thema durchgeführt. Das Ergebnis der 
in diesem Jahr unter dem Titel „Altersvorsorge und Aktien“ laufenden Untersuchung zeigt, dass das 
deutsche Rentensystem auch im Jahr 2025 vor großen Herausforderungen steht. Mittlerweile gehen 
neun von zehn befragten Bundesbürgern davon aus, dass das Niveau der gesetzlichen Rente 
perspektivisch absinken und eine Versorgungslücke entstehen wird. Das ist der bislang höchste 
gemessene Wert in diesem Panel. Immerhin: 57% der Befragten geben an, bereits zusätzlich fürs Alter 
vorzusorgen. In der Altersgruppe der 30- bis 59-Jährigen sind es rund zwei Drittel, also deutlich mehr als 
bei den Jüngeren (18-29: 46%) und den Älteren (60-70: 45%). 



Auch die Häufigkeit der Nutzung der unterschiedlichen Vorsorgeprodukte wurde in der Erhebung 
betrachtet: Die Befragten setzen nach wie vor am häufigsten auf private Rentenversicherungen oder 
Betriebsrenten (53%), gefolgt von Immobilien (42%) und ETFs (36%). Rund jeweils etwas mehr als ein 
Viertel investiert zudem in Aktienfonds (27%) und Aktien (26%), was erfreulicherweise einer deutlichen 
Steigerung zu den Vorjahren entspricht. 
 
In der Bevölkerung besteht inzwischen ein breiter Konsens, dass Deutschland eine deutlich bessere 
Aktienkultur sowie eine gezielte Wirtschafts- und Finanzbildung bereits in jungen Jahren braucht: 87% 
(2024: 85%) der Befragten befürworten daher die Einführung eines eigenen Schulfachs „Finanzen und 
Wirtschaft“. Denn nur wer bereits als Kind bzw. Jugendlicher mit Aktien und dem Zinseszinseffekt 
vertraut gemacht wird, die Möglichkeiten des Kapitalmarkts versteht und nutzt, wird im Alter nicht unter 
einer Versorgungslücke leiden. Der Staat ist daher gefragt, eine Kapitaldeckung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung einzuführen – etwa über ein Altersvorsorgedepot oder die „Frühstart-Rente“. 
 
Gefragt nach der generellen Bereitschaft, zusätzlich zur Rentenversicherung freiwillig in ein staatlich 
verwaltetes Altersvorsorgedepot einzuzahlen, mit dem Bürger kostengünstig über Wertpapiere wie z.B. 
Aktien oder ETFs für das Alter sparen können, zeigt sich ein positives Bild. Insgesamt wäre knapp ein 
Fünftel (18%) der Befragten auf alle Fälle dazu bereit. 58% der Befragten wären mit Einschränkungen 
bereit, beispielsweise, wenn im Voraus bekannt wäre, wie stark der Beitragssatz ungefähr sinkt. 
 
Erfreulich ist ebenfalls, dass die Befragten positiv gegenüber einer „Frühstart-Rente“ eingestellt sind: 
Bei dieser soll nach dem Willen des Gesetzgebers ab dem 1. Januar 2026 jedes Kind zwischen dem 6. 
und 18. Lebensjahr, das eine Bildungseinrichtung in Deutschland besucht, pro Monat zehn Euro vom 
deutschen Staat für ein kapitalgedecktes Depot erhalten, die in ein staatlich verwaltetes 
Altersvorsorgedepot eingestellt werden. 
 
Reformbedarf der gesetzlichen Rente klar, Wege unklar 
 
Die diesjährige Befragung verdeutlicht erneut, dass eine Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
unabdingbar ist. Eine zusätzlich kapitalgedeckte Finanzierung der Rentenversicherung wird von der 
Mehrheit (60%) der Befragten befürwortet. Überdurchschnittlich hoch ist die Befürwortung bei 
Männern (67%) und bei Befragten, die bereits Aktien besitzen (79%). Deshalb wurden die Befragten zu 
ihrer Meinung hinsichtlich vier aktuell politisch diskutierter Reformvorschläge für das Rentensystem 
befragt: 
 
Eine große Mehrheit der Befragten (73%) findet den Vorschlag, Rentner/-innen länger arbeiten und mit 
der „Aktivrente“ bis zu 2.000 Euro monatlich steuerfrei dazuverdienen zu lassen, während die 
gesetzliche Rente unberührt bleibt, gut. Rund ein Fünftel (22%) lehnt die „Aktivrente“ hingegen ab. 
 
Um zukünftige Finanzierungslücken in der Rentenversicherung zu decken bzw. die Beiträge stabil zu 
halten, würde die Hälfte der Befragten (51%) höhere Steuern bzw. einen höheren Steuerzuschuss des 
Bundes begrüßen, während rund ein Fünftel (18%) der Befragten höhere Beiträge für Arbeitgeber/-
innen und Arbeitnehmer/-innen nennen. Nur wenige Befragte (8%) präferieren effektive 
Rentenkürzungen für künftige Rentner/-innen. 
 
Der Vorschlag, dass auch Beamte, Abgeordnete und Selbstständige in die gesetzliche Rente einzahlen 
sollten, um das Rentenniveau bis 2031 bei 48% zu stabilisieren, wird von einer großen Mehrheit (85%) 
befürwortet. Nur 12% der Befragten lehnen diesen Vorschlag ab. 
 
Das Konzept des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), Rentner/-innen mit höherem 
Einkommen zu einer Abgabe von bis zu 10 Prozent ihres Einkommens an ärmere Rentner/-innen zu 
verpflichten („Boomer-Soli“), lehnen 64% der Befragten ab. Rund ein Viertel der Befragten (24%) findet 



diesen Vorschlag gut, wobei es vor allem Jüngere sind, die sich häufiger positiv über diesen Vorschlag 
äußern. 
 
„Eine Reform ist alternativlos“ 
 
Robert Peres, Vorstandsvorsitzender der Initiative Minderheitsaktionäre, sagte: „Die forsa-Umfrage 
unserer Initiative, ist ein verlässlicher Indikator der Stimmung im Lande zu den Themen Rente, Aktien 
und private Altersvorsorge. Auch im fünften Jahr unserer Befragung zeigt sich der diesbezüglich hohe 
und dringende Reformbedarf: Immer mehr Bürger sind besorgt um ihre gesetzliche Vorsorge und 
befürworten die Nutzung des Kapitalmarktes zum Aufbau einer stabilen Rente. Gleichzeitig sorgen 
erfreulicherweise immer mehr Bundesbürger eigenständig und privat mit Aktien für den Ruhestand vor. 
Unsere Umfrage führt uns erneut vor Augen, dass eine Reformierung des deutschen Rentensystems 
alternativlos ist. Es ist erstaunlich, dass die Politik den Kapitalmarkt weiterhin großteils ignoriert, obwohl 
nur dieser eine langfristige Lösung der Finanzierungsprobleme bei der gesetzlichen Rente bietet. 
Erfolgreiche Modelle aus anderen Ländern, wie beispielsweise Schweden, werden nicht einmal 
ansatzweise diskutiert. Damit verspielt die Politik die Chance, die gesetzliche Rente zukunftsfähig zu 
machen.“ 
 
Peres weiter: „Auch die von der Bundesregierung geplante „Frühstart-Rente“ wird unsere 
demografischen Probleme nicht lösen. Hier muss mit Nachdruck an einem Altersvorsorgedepot 
gearbeitet werden, für das die Vorgängerregierung bereits ein Konzept erarbeitet hatte. Der ‚Boomer-
Soli‘ ist ein Rohrkrepierer und sollte schnell vergessen werden. Eine weitere Belastung der 
Rentenempfänger zugunsten einkommensschwacher Rentner ist reine Umverteilung und löst das 
demografische Problem nicht.“ 
 
Ausgewählte Zahlen, Daten und Fakten der Umfrage 
 

• 90% der Befragten gehen davon aus, dass das Rentenniveau absinken und es zu einer 
Versorgungslücke bei der gesetzlichen Rente kommen wird. 7% der Befragten meinen, dass die 
Politik langfristig eine sichere und stabile Rente gewährleisten und das Rentenniveau stabil 
halten kann. 
 

• 83% der Befragten rechnen mit einer Versorgungslücke im Alter: 57% von ihnen sorgen deshalb 
bereits zusätzlich vor, 26% jedoch haben noch nichts unternommen, um diese Lücke zu 
schließen. 12% rechnen hingegen mit keiner Versorgungslücke im Alter. 
 

• Zur privaten Absicherung im Alter nutzen die Befragten nach wie vor am häufigsten private 
Rentenversicherungen oder Betriebsrenten (53%), gefolgt von Immobilien (42%) und ETFs 
(36%). Rund jeweils etwas mehr als ein Viertel investiert zudem in Aktienfonds (27%) und Aktien 
(26%). 
 

• Eine Mehrheit von 60% der Befragten würde die Einführung einer zusätzlich kapitalgedeckten 
Finanzierung der Rentenversicherung befürworten.  
 

• Gefragt nach der Bereitschaft, zusätzlich zur Rentenversicherung freiwillig in ein staatlich 
verwaltetes Altersvorsorgedepot einzuzahlen, mit dem Bürger kostengünstig über Wertpapiere, 
wie z.B. Aktien oder ETFs, für das Alter sparen können, wäre knapp ein Fünftel (18%) der 
Befragten auf alle Fälle bereit. 58% der Befragten wären mit Einschränkungen bereit. 
 

• Eine große Mehrheit der Befragten (64%) befürwortet die Einführung der sogenannten 
„Frühstart-Rente“. 



• Mit 87% hält eine wachsende Mehrheit der Befragten die Einführung eines eigenen Schulfachs 
„Finanzen und Wirtschaft“ für notwendig. 

 
Zur Methodik: Es handelte sich um eine repräsentative bundesweite Befragung unter 1.009, nach einem 
systematischen Zufallsverfahren ausgewählten Bundesbürgern und Bundesbürgerinnen zwischen 18 
und 70 Jahren, die im August 2025 durchgeführt wurde. 
 
Die vollständigen Umfrageergebnisse samt Analyse finden Sie in der Broschüre anbei bzw. können auf 
der Website der Initiative Minderheitsaktionäre heruntergeladen werden: https://initiative-
minderheitsaktionaere.org/  

 

# # # 

 

Über die Initiative Minderheitsaktionäre 

Die Initiative Minderheitsaktionäre e.V. wurde 2016 von unabhängigen Anlegern gegründet. Von ihrem Sitz in 
der Hauptstadt Berlin aus betreibt die Initiative eine Kommunikationsplattform für Informationen rund um die 
sozialpolitische Funktion der Aktienanlage. Sie wirkt auf die Verbesserung der Aktionärsrechte in der Rechts- und 
Wirtschaftspolitik hin, insbesondere dort, wo Minderheitsrechte über Jahre abgebaut worden sind. Zudem tritt 
die Initiative mit dem Gesetzgeber, der Justiz, den juristischen Fakultäten, den Medien sowie mit anderen 
interessierten Zielgruppen in einen Dialog darüber, wie die Rechte der Anleger wieder gestärkt werden können.  
 
Weitere Informationen unter: https://initiative-minderheitsaktionaere.org/  
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